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Geleitwort des Herausgebers

Das vorliegende Buch von Wolfgang Blöß über „Kommunale Strukturen im Spannungs-
feld gesellschaftlicher Umwälzungen. Die Grenzen von Gemeinden und Kreisen in 
Brandenburg 1945–1952“ berührt sich, wie bereits die Titel zu erkennen geben, aufs 
engste mit seinem vor drei Jahren ebenfalls in den „Veröffentlichungen des Brandenbur-
gischen Landeshauptarchivs“ erschienenen Werk über „Grenzen und Reformen in einer 
Umbruchgesellschaft. Vom Land Brandenburg zu den Bezirken 1945–1952“. Dessen 
Darlegungen werden auf den hier nachfolgenden Seiten wiederaufgegriffen und fortge-
setzt, indem jetzt gewissermaßen die andere Seite der Medaille beleuchtet wird. 2014 
wurden die Ländergrenzen Brandenburgs, also seine äußeren Grenzen zu Polen, zu Ber-
lin und zu den anderen Ländern der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) bzw. der Deut-
schen Demokratischen Republik (DDR), in den ersten sieben Nachkriegsjahren beleuch-
tet, und dabei wurde, ausgehend von den politischen Kontroversen um zweckmäßige 
Änderungen dieser Grenzen und von den Maßstäben zu ihrer Verschiebung oder Besei-
tigung, überhaupt die Stellung der Länder in der Verfassungsordnung der SBZ/DDR bis 
hin zu ihrer tatsächlichen Aufl ösung und ihrer Ersetzung durch Bezirke analysiert. 2017 
stehen die inneren Grenzen, also die innere Gliederung Brandenburgs, die Grenzen von 
Gemeinden und von Kreisen, im Mittelpunkt, und die politischen Debatten drehen sich 
um die Einordnung von Gemeinden und Kreisen in die Verfassungsordnung des Landes 
und überhaupt um ihre Zuständigkeiten und Aufgaben innerhalb des in der gesamten 
SBZ/DDR angestrebten neuen Staatsaufbaues bis hin zu einer durchgreifenden Umge-
staltung der Kreise in der Verwaltungsreform von 1952, durch die sie neuformiert auf 
der unteren Verwaltungsebene den Bezirken zur Seite traten. Der Reihenherausgeber hat 
sich vor drei Jahren in seinem Vorwort zu „Grenzen und Reformen“ aus der Sicht des 
Brandenburgischen Landeshauptarchivs, unter Einbeziehung von dessen Bemühungen 
um die Erforschung der brandenburgischen Nachkriegsgeschichte nach 1945 – die übri-
gens jüngstens zu einer auch für den Blöß’schen Gegenstand wichtigen Quellen edition 
geführt haben: Oliver Werner, Detlef Kotsch, Harald Engler [Hgg.], Bildung und Eta-
blierung der DDR-Bezirke in Brandenburg. Verwaltung und Parteien in den Bezirken 
Potsdam, Frankfurt/Oder und Cottbus 1952–1960 [Bibliothek der Brandenburgischen 
und Preußischen Geschichte, Bd. 16, Berlin 2017] – eingehender zu dem Ansatz und 
dem Anliegen von Blöß geäußert. Wesentliche seiner damaligen Bemerkungen treffen 
ebenfalls für die „Kommunalen Strukturen“ zu, so daß hier unter ausdrücklichem Hin-
weis auf diese Ausführungen zur Vermeidung unnötiger Wiederholungen nur wenige 
Eindrücke zum „Nachfolgeband“ vorgetragen werden sollen. 

Die Publikation „Kommunale Strukturen im Spannungsfeld gesellschaftlicher Um-
wälzungen“ verleugnet ebenso wie der Vorgänger auf keiner Seite, daß es sich um das 
Werk eines Archivars handelt. Sie ist auf sehr breiter archivalischer Quellengrund-
lage erarbeitet worden. Vor allem die Bestände des Brandenburgischen Landeshaupt-
archivs in Potsdam und des Bundesarchivs in Berlin sind umfassend herangezogen und 
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ausgewertet worden, darüber hinaus sind die zeitgenössischen Druckerzeugnisse zur 
Ergänzung der behördlichen Überlieferungen sorgsam berücksichtigt, und selbstver-
ständlich ist die vor allem in den letzten 25 Jahren herausgekommene geschichtswissen-
schaftliche Literatur benutzt worden. Die meisten Neuheiten verdankt die Untersuchung 
unzweifelhaft der Tatsache, daß sie sich vornehmlich auf ungedruckte Archivalien stützt 
und an Hand der ausgiebig referierten Dokumente den Gang der politischen Erörterun-
gen eingehend nachzeichnet. Die Hervorhebung der archivalischen Quellenbasis mag 
dem einen oder anderen Leser merkwürdig erscheinen; er fragt sich vielleicht, worauf 
Geschichtsschreibung sich überhaupt gründen soll, wenn nicht auf die in den Archiven 
verwahrten schriftlichen und sonstigen Überreste der Vergangenheit. Aber wenn man 
die geschichtswissenschaftliche Praxis betrachtet, muß man doch gelegentlich feststel-
len, daß manche Universitätshistoriker anscheinend glauben, in ihren Bemühungen um 
die Erkenntnis der Vergangenheit ohne Benutzung von Archivgut auskommen zu kön-
nen, weil die gedruckten Quelleneditionen ausreichen oder gar allein durch neue Kon-
zeptionen, Schwerpunktsetzungen und Theorien neue Ufer der historischen Einsicht 
erreicht würden. So wenig sich die Aufgabe des Historikers in der Ausbreitung unbe-
kannten Quellenstoffs erschöpft und so sehr er eine wohlüberlegte Fragestellung zu ent-
wickeln hat, so darf darüber jedoch keinesfalls übersehen werden, daß allein die merkli-
che Verbreiterung der Quellengrundlage bereits einen anderen, einen vertieften Zugang 
zur jeweiligen Thematik und deren Behandlung auf höherer Ebene ermöglicht und daß 
der Wert historischer Monographien erheblich von ihrer Fähigkeit zur Ermittlung und 
Auswertung von unbeachteten, aber aussagekräftigen Überlieferungen in den Archiven 
abhängt. „Es ist die Grundlegung der historischen Wissenschaft, daß die Archive der 
Vergangenheit geordnet werden“, schrieb 1858 Theodor Mommsen, der berühmte Althi-
storiker, der die glänzende, wohlkomponierte, von Leitgedanken inspirierte und getra-
gene Gesamtdarstellung ebenso beherrschte wie die mühsame Arbeit an den Quellen, an 
deren systematischer Sichtung und Herausgabe. Er wußte daher sehr gut, daß etwa auf 
dem von ihm wissenschaftsorganisatorisch betreuten Feld der lateinischen Inschriften 
manche wertlose Zeugnisse in den Archiven – „das taube Gestein“ – schlummerten, daß 
„der wirklich fruchtbare Boden aber schon von denen, die es angeht, zu Acker- und Saat-
land umgebrochen werden“ wird. So wird der neugierige Historiker immer auf lohnende 
Funde stoßen, wenn er sich in das Studium von Urkunden, Amtsbüchern und Akten in 
den Lesesälen der Archive vergräbt, und wird die Weisheit bestätigt fi nden, die der Me-
diävist Walter Schlesinger einmal sentenzenartig auf den Punkt gebracht hat: „Man muß 
nur Quellen lesen, und man wird immer Neues fi nden.“ Der Gewinn, den der Leser aus 
der Lektüre von Blöß’ Darlegungen zieht, speist sich maßgeblich daraus, daß der Autor 
nicht vor einem ausgedehnten, langwierigen Studium der umfangreichen archivalischen 
Unterlagen zurückgescheut ist, sondern daß er im Gegenteil darin seine besondere Her-
ausforderung gesehen hat.

Die archivarische Herkunft und Erfahrung unseres Verfassers machen sich noch in 
anderer Hinsicht bemerkbar. Er behandelt ein Thema der Verwaltungsgeschichte, er 
untersucht verwaltungsgeschichtliche Vorgänge aus der Zeit des Landes Brandenburg 
1945–1952, er analysiert Erörterungen, Beschlüsse und Realisierung von Reformen im 
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Bereich der brandenburgischen Gemeinde- und Kreisverwaltungen. Verwaltungsge-
schichte ist innerhalb der geschichtswissenschaftlichen Teildisziplinen geradezu eine 
Domäne der Archivare, ist ihr genuines Arbeitsfeld, setzt doch der archivwissenschaft-
liche Umgang mit Archivgut kraft des für die Bestandsbildung geltenden Provenienz-
prinzips zwingend voraus, daß die Bestandsbildner, die „Archivgutproduzenten“, in den 
Staats- und Kommunal archiven üblicherweise staatliche und kommunale Behörden und 
Institutionen, von ihrer Gründung bis zu ihrer Aufl ösung und im Wandel ihrer Aufgaben 
und Zuständigkeiten analysiert werden. Erst die gründliche Kenntnis der Verwaltungs-
geschichte versetzt den Archivar in die Lage, das von den abgebenden Stellen hinterlas-
sene Schriftgut in seinen Entstehungsumständen zu erkennen und demgemäß zu bewer-
ten und zu erschließen. Freilich steht er dabei in der Gefahr, Verwaltungsgeschichte allzu 
sehr im Sinne der für die jeweiligen Behörden geltenden Rechtsvorschriften und der zu 
ihrer Einrichtung und Umgestaltung getroffenen Organisationsentscheidungen aufzufas-
sen, also den Werdegang eines territorialen oder staatlichen Verwaltungsaufbaues nach-
zuvollziehen und ihn abzubilden, ohne nach den treibenden politischen und sozialen 
Kräften und nach deren bestimmenden Absichten zu fragen, ohne die Einordnung der 
Verwaltung in die leitenden Tendenzen einer Epoche ausreichend zu bedenken. Die po-
sitivistische Wiedergabe eines zu bestimmter Zeit gültigen Verwaltungsrechtes zwecks 
Deutung des in seiner administrativen Umsetzung entstandenen Verwaltungsschriftgu-
tes ist etwas anderes als die kritische Durchleuchtung einer Verwaltungsorganisation 
zwecks Erkenntnis ihrer entscheidenden Urheber, deren Zielstellungen und der Folgen 
ihrer Handlungen. Von einem allzu eingeengten verwaltungsgeschichtlichen Ansatz ist 
Blöß glücklicherweise weit entfernt. Ihm ist die politische Dimension der Auseinander-
setzungen um Kreise und Gemeinden, um deren Bildung, Abgrenzung und Aufgabenbe-
stimmung, von vornherein klar bewußt, und sein Interesse gilt gerade dieser politischen 
Dimension, genauer gesagt: Er will, wie der Titel seines Buches andeutet, erhellen, wie 
die Gemeinden und Kreise in der frühen Nachkriegszeit in die neue Staats- und Gesell-
schaftsordnung eingefügt worden sind, wie sich die gesellschaftliche Umwälzung in der 
SBZ und DDR hin zu einem unter Leitung einer einzigen Partei, der Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands (SED), stehenden Staat und einer staatlichen Planwirtschaft, 
auf Gemeinde- und Kreisverwaltungen ausgewirkt hat. Den Umbruch zu einer sozia-
listischen bzw. kommunistischen Staats- und Gesellschaftsordnung auf dem Teilgebiet 
der Kommunalverwaltung zu erläutern, ist sein eigentliches Ziel: Er will erklären, wie 
die kommunale Selbstverwaltung, die in Preußen und in der preußischen Provinz Bran-
denburg seit der Stein’schen Städteordnung von 1808 schritt- und stufenweise eingeführt 
und fortentwickelt worden war, unter den Bedingungen der Sowjetischen Besatzungs-
herrschaft und nach den Vorstellungen ihrer entscheidenden deutschen Verbündeten be-
seitigt und in die neugestaltete Staatsverwaltung eingefügt wurde. Dem Archivar Blöß 
kommt dabei zugute, daß er auf Grund seiner jahrzehntelangen archivarischen Tätig-
keit mit der preußisch-deutschen Verwaltungsgeschichte des 19. und 20. Jahrhunderts 
eng vertraut ist und aus seiner Kenntnis ihrer jeweiligen Her aus for de run gen, Diskus-
sionen und Entscheidungen die Erwägungen nach 1945 in längerfristige Entwicklungs-
linien wie in epochenübergreifende und staatsformunabhängige Grundsatzprobleme 
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einzuordnen und so den damaligen revolutionären Umbruch gegenüber der bewußt ab-
gelegten und abgewerteten Tradition näher zu erläutern vermag.

Wie es sich für eine anspruchsvolle historische Untersuchung gehört, breitet Blöß 
aber nicht nur unbekanntes Quellenmaterial vor dem Leser aus, sondern er fügt es zu ei-
ner eigenständigen Interpretation zusammen, mit der er sich sicherlich in Gegensatz zum 
vorherrschenden Tenor der gegenwärtigen geschichtswissenschaftlichen Literatur über 
die Geschichte der SBZ und frühen DDR setzen wird. Er ist unabhängig von deren ver-
breiteten Leitlinien und Maßstäben seinen eigenen individuellen Weg gegangen. Seine 
Deutung ist davon geprägt, daß er im engeren Sinne das sachliche Ergebnis des Ringens 
um die kommunalen Strukturen, die in der Verwaltungsreform von 1952 gipfelnde gra-
vierende Umgestaltung der Kreise, und im weiteren Sinne den gesellschaftlichen Um-
bruch in der SBZ/DDR, den Versuch zum Aufbau einer ganz neuen Staats- und Gesell-
schaftsordnung unter revolutionärem Bruch mit dem vorgefundenen Zustand von Staat 
und Gesellschaft, bejaht. In seiner Sicht ist es ein folgerichtiger und notwendiger Weg, 
auf dem die Staats- und Kommunalverwaltungen gemäß den Anforderungen der Staats-
partei SED zu einem streng hierarchisch geordneten, von oben gelenkten System umge-
formt wurden, zugleich das Gefüge von Verwaltung und Wirtschaft aufeinander bezogen 
und in Übereinstimmung gebracht wurde. Walter Ulbricht wird von ihm anerkennend 
hervorgehoben, weil er „den Zusammenhang zwischen Veränderung der Grundlagen des 
Wirtschaftens, des Zusammenlebens der Menschen und einer diesem adäquaten admi-
nistrativ-territorialen Struktur und Verwaltungsorganisation“ weitsichtig erkannt und es 
geschafft habe, „ein arbeitsfähiges Staatsgefüge als Ausdruck und Instrument der neuen 
Wirtschafts- und Lebensweise zu formen und eine den neuen Bedingungen adäquate Ge-
stalt, Führung und Arbeitsweise der Verwaltung herbeizuführen.“ Unverkennbar schwin-
gen in Blöß’ Darstellung, insbesondere in den zusammenfassenden Urteilen, Emphase 
und vielleicht sogar ein wenig Pathos mit, und bezeichnenderweise verleiht er den Ver-
waltungsreformen in der SBZ/DDR zwischen 1945 und 1952 denselben Rang wie den 
Stein-Hardenbergschen Reformen in Preußen zwischen 1806 und 1815 wegen der in 
beiden Fällen scharfsinnigen Analyse der vorgefundenen Staats- und Verwaltungsorga-
nisation und der konsequenten Durchsetzung der daraus gezogenen Schlußfolgerungen. 
Blöß’ Beschreibung gewinnt ihren spürbaren Reiz und ihre unleugbare Anziehungskraft 
dadurch, daß in seiner Deutung die Geschehnisse geradezu logisch konsequent auf den 
Zielpunkt, die Verwaltungsreform von 1952, hin zulaufen, im Dreischritt von Funktio-
nal-, Struktur- und Gebietsreform die bestehenden Schwierigkeiten in der administrati-
ven Bewältigung der vor allem aus der staatlichen Wirtschaft erwachsenden neuen An-
forderungen überwunden werden und eine großzügige Interpretationslinie die einzelnen 
Vorgänge in einen festen Zusammenhang bringt und ihnen darin ihre passende Stelle 
zuweist.

Die Kritiker werden nicht auf sich warten lassen, und ihre Ansatzpunkte sind recht 
leicht vorherzusagen. Blöß selbst hat anderen Darstellungen zur Thematik entgegenge-
halten, daß sie für die Bewertung des Geschehens „allein Kommunalverwaltung und 
Kommunalwirklichkeit der BRD zum Maßstab aller Dinge erklärt“ hätten. Seinen durch-
aus bedenkenswerten Vorwurf könnte man freilich durch Umkehrung gegen ihn selbst 
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wenden: Er seinerseits habe den Weg der SED zum staatlichen und gesellschaftlichen 
Neuaufbau nach 1945 zum alternativlosen Modell erhoben, er habe sich, indem er die 
von der SED verfolgten Ziele grundsätzlich befürworte und zum Maßstab der Urteilsbil-
dung erhebe, gegen Kritik aus anderen Positionen heraus abgeschirmt. Jedenfalls geht 
Blöß von der Annahme aus, daß die Umsetzung der „neuen Wirtschaftsweise“, der Plan-
wirtschaft, einen von oben nach unten bis zu den Gemeinden verlaufenden Planungs-
prozess und eine darauf ausgerichtete Verwaltungsorganisation verlangt habe und daß 
notwendigerweise ein zentralisierter Apparat und seine zentral gesteuerten Kontrollin-
stitutionen die kommunalen Körperschaften anzuleiten und zu beaufsichtigen gehabt 
hätten. Im Ergebnis habe der überkommene Dualismus von Staats- und Kommunalver-
waltung durch eine neue Hierarchie abgelöst, die Kommunen in staatliche Verwaltungs-
stellen umgewandelt werden müssen. Die innere Folgerichtigkeit, ja die (unausgespro-
chene) Teleologie, die hier den Diskussionen um die Verwaltungsreform unterstellt wird, 
braucht der historische Interpret jedoch nur für sich zu übernehmen, wenn er sich Blöß’ 
positiver Wertung des gesellschaftlichen Umbruches und seiner Teilelemente anschließt. 
Manche seiner Formulierungen legen den Eindruck nahe, daß er Ablauf und Ergebnis der 
Verwaltungsneuordnung objektive Notwendigkeit zuschreibt und das höhere geschicht-
liche Recht auf Seiten der Verfechter der Verwaltungszentralisierung sieht. Dabei droht 
unterzugehen, daß die getroffenen Maßnahmen (auch oder gar vor allem) der verstärk-
ten Durchsetzung von Macht und Herrschaft der SED dienten – wie etwa die in der ein-
gangs erwähnten Edition von Werner/Kotsch/Engler abgedruckten Dokumente zur Ver-
waltungsreform von 1952 eindrücklich belegen –, etwa aus diesem Grunde kleine Kreise 
vor großen bevorzugten und jeglichen Widerspruch von Kommunen gegen die höheren 
Instanzen oder jegliche Eigenständigkeit kommunaler Entscheidungsträger auszuschal-
ten trachteten, wie es einer ihrer Gegner damals so treffl ich auf den Punkt brachte: „Aber 
glauben Sie, dass man die Wirtschaft eines Volkes planen kann, solange noch lokale Be-
hörden die Möglichkeit haben, über die Pläne zu beschließen und die Durchführung der 
Pläne durch ihre Beschlüsse zu beeinfl ussen?“ Daß der „demokratische Zentralismus“ 
bürgerschaftliches Engagement von unten bloß in neue Bahnen gelenkt, nicht aber aus-
gehöhlt und unterbunden habe, wie Blöß meint, wird im Hinblick auf die bestehenden 
Überordnungs- und Unterordnungsverhältnisse und den Umgang mit Kritikern der SED-
Herrschaft schwer zu belegen sein. Blöß lobt nahezu überschwänglich Walter Ulbrichts 
Beitrag zur Entstehung einer neuen Staats- und Verwaltungsorganisation: Er habe sich 
bemüht, „die Anforderungen der Zeit in ihrer historischen und aktuellen Ausformung zu 
erkennen und die richtigen Ableitungen zu treffen.“ Ulbrichts Drang nach kommunisti-
scher Machteroberung und Machtbehauptung in der SBZ/DDR wird hier geradezu meta-
physisch überhöht, wenn er eigentlich nur den seiner Zeit – von wem auch immer – ge-
stellten historischen Auftrag erfüllte und seine eigenen politischen Absichten und Ziele 
im Grunde genommen nur der zeitgemäßen Lösung der ihm von der Geschichte aufge-
tragenen Probleme dienten.

Wie anregend oder auch provozierend – im besten Wortsinne – Blöß wirkt, zeigt 
sich in seinen abschließenden Betrachtungen zu grundsätzlichen Schlußfolgerungen aus 
seinem historischen Thema für gegenwärtige und künftige Verwaltungsreformdebatten 
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um Gemeinde, Kreis, Land. Er weist nachdrücklich – unausgesprochen aktuelle Kreis-
reformdiskussionen in den neuen Ländern vor Augen – darauf hin, daß die Bindekraft 
von Gemeinden und Kreisen unter ihren Bewohnern nachzulassen oder gar zu schwin-
den droht, wenn sich ihre Einwohner von ihnen wegen ihrer Übergröße entfremden 
und mit ihnen nicht mehr identifi zieren, weil kommunale Gebietskörperschaften nicht 
(auch) nach historischem Herkommen, landschaftlicher Gebundenheit und Geschlos-
senheit des Wirtschafts- und Kulturraumes, sondern allein nach politischen und admini-
strativen Kosten- und Effektivitätsgesichtspunkten gebildet werden. Die Gemeinde- und 
Kreisangehörigen werden so zu bloßen Objekten angeblicher Verwaltungsoptimierung, 
ihre emotionale Anhänglichkeit an eine überschaubare, durch historische Dauer ausge-
zeichnete, vertraute Kommune oder einen derartigen Kommunalverband gerät aus dem 
Blickfeld. Manche Kenner der Problematik werden Blöß hier zustimmen, ihn freilich 
fragen, ob die von ihm so hoch bewertete Verwaltungsreform von 1948 bis 1952 diesen 
Kriterien gerecht wird und ob nicht deren von ihm so hervorgehobene (angeblich) ratio-
nale Planung gemeinsamer Verwaltungs- und Wirtschaftsräume die betroffenen Bürger 
einfach „übersehen“ hat – weil sie dem Leitbild eines „neuen Gesellschaftsentwurfes“ 
folgte und die diesem widersprechende kommunale Selbstverwaltung und kommunalen 
Ausdruckswillen rigoros beiseite schob. Bereits die grundlegende preußische Kreisre-
form des frühen 19. Jahrhunderts erlebte den Gegensatz zwischen den Staatsreformern, 
die die Kreise in ihrer Gestalt und Größe nach rationalen, nach geometrischen Kriterien 
und statistischen Größen einzurichten wünschten, und den regionalen Ständen, die an 
den überkommenen, in Jahrhunderten gewachsenen Einheiten und an deren Traditionen 
festzuhalten trachteten. Gemeinde und Kreise sind nicht bloß Ergebnisse administrativer 
Zweckmäßigkeitserwägungen, sondern sie bedürfen, wenn sie durch die Mitwirkung ih-
rer Insassen mit Leben gefüllt und dadurch Anerkennung unter ihnen gewinnen wollen, 
deren emotionalen Zuspruchs. Was einen solchen Zuspruch befördert oder im Gegenteil 
schwächt, bleibt allzu oft außerhalb der Reformgespräche.

Verwaltungsgeschichte gilt gemeinhin als eine trockene Materie, als eine Angele-
genheit von wenigen Liebhabern und Spezialisten, die die langweilige Organisation 
und Arbeitsweise von staatlichen und kommunalen Bürokratien ergründen wollen. Blöß 
überzeugt den aufmerksamen Leser vom Gegenteil, indem er ihn durch die lebhafte und 
anschauliche Schilderung der politischen Kontroversen um den Verwaltungsaufbau dar-
über belehrt, daß hier nicht randständige Vorgänge berührt, sondern wesentliche Ent-
scheidungen über die Ordnung von Staat und Gesellschaft in ihrer Vorbereitung und 
Umsetzung erhellt werden. Auch wenn die kommunalen Strukturen des Landes Bran-
denburg zwischen 1945 und 1952 im Mittelpunkt stehen, greifen die Darlegungen wie-
derholt zeitlich und räumlich weit darüber hinaus, beziehen die gleichzeitigen Vorgänge 
in den anderen Ländern der SBZ/DDR ein und knüpfen die Fäden zu älteren Vorgängen 
der preußisch-deutschen Verwaltungsorganisation seit dem frühen 19. Jahrhundert. Auch 
wer wie der Unterzeichnende die skizzierten Prämissen der Blöß’schen Urteilsbildung 
nicht teilt, wird seine Untersuchung mit großem Gewinn studieren, weil sie die Vorgänge 
um die kommunalen Strukturen Brandenburgs im Übergang zu einer sozialistischen Ge-
sellschaftsordnung so eingehend und klar schildert und erläutert und trotz ihrer eigenen 


